
  

Ein neues Statut, fUr das Bistum  

Wie schon im Dossier Uber "Kirche und Staat" in Nr. 45
vermeldet, hat die CSV-DP-Regierung ein Gesetzespro-
.iekt eingebracht. das - von Kultusminister P. Werner
am 3o.1.1981 deponiert - schon 'am 1.4.1981 von der
Abgeordnetenkammer verabschiedet wurde, so da3 "fo-
rum" leider nicht mehr vorher in die Debatte eingrei-
fen konnte. Diese Eile hat umso mehr verwundert, als
das Bistum seit 1873 auf die Rechtspersdnlichkeit
wartet, die ihm nun gewahrt wurde, und schon 1946 ein
ents p rechendes Projekt beim Staatsrat einaebracht
worden war, das aber neither auf eine narlamentari
sche Diskussion wartete.

Eine diesbezUgliche Frage wurde denn auch in der Ab-
aeordnetenkammer gestellt - J. Gremling (PSI) stell-
te sogar wegen des Informationsmangels in dieser Fra-
ge einen Antrag auf Aufschub der Diskussion - und
H. Koch (CSV) versuchte darauf zu antworten. Seine
Erklarungen blieben allerdings am Ende des 19. Jh.
stehen, als die antiklerikale Haltuna der politischen
FUhrungskrafte jeden Einigungsversuch der Kirche ver-
eitelte (vgl. meinen Beitrag "Von der Kontrolle zur
Partnerschaft", in: forum 45/1981, SS. 1-8). Fs
bleibt jedoch unerklart, wieso die Rechtspartei, dann
die CSV, die seit 1919 bis 1974 fast ununterbrochen
an der Regierung beteiliat waren, dieses Problem der
Rechtsfahigkeit des Bistums nicht frUher lOsten. Viel-
leicht war ieweils der Koalitionspartner Schuld da-
ran, und erst die au3ergewdhnlich starke narlamenta-
rische Stelluna der CSV seit 1979 erlaubte eine Re-
gelung der Fraae. Das lie3e aber Ubersehen, da3 auch
die DP-LSAP-Koalition, laut Bistumskanzler M. Schiltz
in der Svnode (Protokoll der 12. Vollversammlung, S.
lo4) eine Initiative ergreifen wollte, vom Bistum
aber aebeten wurde, die entsprechende Beschlu3fassung
der Synode ("Glaube und Politik", Leitsatz 26) abzu-
warten. Das Gesetz ware also der ideologischen Ent-
spannung in der Innenpolitik zu verdanken?

Eine Analyse des Gutachtens des Staatsrats zum Pro-
jekt von 1946 (Documentation oarlementaire, No 219)
zeigt m.E. indirekt auch auf Bedenken hin, die die
Kirche nicht unbedingt auf die Rechtspersdnlichkeit
dranaen lie3en. LSAP-Abaeordneter Van den Bulcke bei
den jUngsten Debatten: "Den Han Kau(4man (damaliger
Staatsratsprasident in einem Minderheitsvntum) huet
6eistgestaett,da)36 Hie een da-t nektame5ient hat, da/m,
et aliso net Aehoe5ient gin ass (...):	 Situatioun
hat oak biro Avantagek (...) de"i an engut Ki wait
gepaanten LibentJit an Independenz touchen" (Chambre
des D'eputés, Compte rendu des seances publiques, col.
3o74/81). In seinem Gutachten widersetzte sich nam-
lich der Staatsrat dem Ansinnen der Regierung,
Schenkungen an das Bistum - im Geaensatz zu solchen
an staatliche Einrichtungen oder'Anstalten Offentli-
chen Nutzens - von der Genehmigungspflicht durch die
Reaieruna zu entbinden. Au3erdem wollte er einen
Artikel 4 dem Reaierunqsprojekt beifUaen. welcher
das Bistum als Rechtsperson dem normalen Steuerge-
setz unterwirft. fUr religiose. kulturelle, karita-
tive Zwecke allerdinas Exemtionen vorsieht. In seinem
negativen Sondergutachten beanstandete President

Kauffman au3erdem, da3 nirgends Zielsetzung und Auf-
gabenbereich der neuen Anstalt dffentlichen Rechts
definiert seien. Man versteht, da3 unter diesen Be-
dingungen Bistum und CSV nicht mehr auf eine Verab-
schiedung des Uberdies vom damaliaen Kultusminister
N. Margue schlampig formulierten Gesetzesprojektes
hielten.

Nichtdestoweniger hielten die Svnode und Bistum nun
doch auf ein Gesetz. das dem Bistum die Rechtsper-
sdnlichkeit gebe. Es darf jetzt Vermdaen besitzen,
erwerben, verwalten. kann vor Gericht auftreten.
darf Schenkungen entgegen nehmen. kann mit der Re-
gierung offizielle Verhandlungen fUhren, usw. Der

bisherige Umweg Uber Aktiengesellschaften oder Verei-
nigungen ohne Gewinnzweck (a.s.b.1.), die mit Vertrau-
ensmanner des Bischofs gegrUndet wurden. kann entfal-
len. Ob diese "Strohfirmen" sich nun aufldsen und
ihren Besitz dem Bistum Ubertragen, war eine berech-
tigte Frage. die auch in der zustandigen Kammerkommis-
sion gestellt wurde. Die CSV wollte zu diesem Zweck
sogar als Uebergangsbestimmung einen Nachla3 alter
steuerlichen GebUhren fUr solche Transaktionen ein-
fUhren. Das Bistum lie3 aber durch Staatsminister P.
Werner antworten, es gebe "aucun ii/WAJt actaak a
neat en pakeiete me).%uAe". Zweifelt etwa auch das
Bistum Baran, da3 alle diese Strohfirmen (u.a. AG
Maria-Rheinsheim. AG St. Paulus-Druckerei) rein "re-
ligiose, mildtatige und gemeinnUtzige Zwecke" verfol-
gen?

Nur mit dieser Einschrankung	 und das Privileg ist
jener Liste beizufUgen, die in "forum" Nr.45 ent-
halten ist - sind namlich Operationen des Bistums
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steuerfrei. Das gilt fur die Einkommens-, die Vermd-
gens-, die Geweqe- und die Grundsteuer (Doc. parle-
mentaire No 2468 ' : Rapport de la commission speciale).
Artikel 3 des Gesetzes setzt alaerdem die Eintragungs-
gebUhr auf 6% herab. Wenn damit das Bistum als solches
auch nicht mehr erhalt als was bislang die Kirchenfa-
briken der einzelnen Pfarreien, das Priesterseminar,
die jUdischen und die lutherischen Gemeinden schon
hatten, so 1st nichtsdestoweniger die neue Regelung
als Privileg der Kirche zu bezeichnen, ein weiterer
Schritt im Sinne einer "geschUtzten Sonderstellung"
der Kirche im Staat. Von einer Trennung kann man kaum
noch reden. Das neue Gesetz bringt Vorteile im Ver-
gleich zu den wie normale Aktiengesellschaften be-
steuerten Strohfirmen, auf die man z.T. bisher zurUck-
greifen mOte.

Die Sonderstellung geht auch noch daraus hervor,
das Bistum zur Person bffentlichen Rechts erklart
wurde. Organisationsformen privaten Rechts (etwa als
a.s.b.l.) waren sicher einfacher zu verwirklichen ge-
wesen, aber, laut R. Krieps (LSAP) wollte der Bischof
sich dieser Gesetzgebung nicht unterwerfen. Er woll-
te wohl den Eindruck vermeiden, die Kirche sei eine
Vereinigung unter tausend andern, die durch eine

Privatinitiative entstanden sind. (Dasselbe gilt,
nach R. Krieps, fur die Gewerkschaften.) kaerdem
konnte, so der Staatsrat 1948, das Bistum nicht hin-
cjehen und sich als Gesellschaft privaten Rechts eta-
blieren, z.B. als Stiftung nach dem Gesetz fiber "An-
stalten tiffentlichen Nutzens", denn wenn der Gesetz-
cieber 1873 ausdrUcklich das Bistum nicht als Rechts-
person anerkannte, konnte es sich nicht doch so ohne
Eingriff des Gesetzgebers eine eigene Rechtsperstin-
lichkeit verschaffen.

Es bleibt die Frage nach den Folgerungen, die das
Eistum aus seinem neuen Statut zu stellen gedenkt.
Werden die parakirchlichen Gesellschaften alle ohne
Aenderung bestehen bleiben? Werden die Konten des Bi-
stums jetzt endlich transparenter und der.kirchlichen
Gemeinschaft zuganglich gemacht? Wird man mit dem
Staat verhandeln, daa er dem Bistum seine finanziellen
Zuwendungen "en bloc" Uberweist, damit der Bischof
sie Bann selbst nach eigenen Kriterien unter die End-
empfanger verteilen kann? Vielleicht konnte das Ge-
setz so gesehen gar ein erster Schritt sein, um
mehr Unabhangigkeit vom Staat zu erreichenl
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le courrier
de la grogne...

geo-bs, a pant Le &wit de vote -jvidemment.

Matcol Le salt que nous &1111MM Le sent paAti a avoin
Le dnoit de vote pour Leis Jtnangenis dams notne

pug/Lame poUtique, now o6onis espOLet que cette de/L-
niMe in -4atitJ entke nos membus va dispanaitu aussi
vite que possibte.

Me Lewis sentiments
Robert Goebbats
sectjtaiu gJnjtat

GROUPE PARLEMENTAIRE
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Mesdames, Messieuits,

Je viers de tine dans Le No 47 de "Onum" que "Le
PCS sembte pour t' instant	 sea paAti, qui dans ses
statuts pAJvoit La possibitit'j d'admettne dm imi-
016 dans ses tangs". Cette in6oAmation n' eat pas
exacte, can. Le POSL a "JtJ °aunt depuis ses debuts
aux 6tAangeAs Ahidantä Luxembourg. Nouns n'avons pas
de disposition spectate dans nos statuts, paAce que
now ne voyons pas Vutilit -d. de Oite La diWnertce
entu membus tuxemboungeois et membus non-fuxembouA-
geois. Comore now ne 6aisons pas cette di4Onence, je
sums dans VimpossibititJ de vow 6oulin,CA des chi66/Les
suf. Le nombne de nos adhOtents n r ayant pas La natio-
natitj ZuxembouAgeoise, mains un Aapide pointage me
pvunet d'a66inmeA qu'its dJpassent tangement Les 2oo
unit6s. It y a paAmi eux des ouvnieAs immignM itatiens,
poAtugas et espagnots, it y a des 6onetionnaites euto-
pJens de touter Lem nationatitM Aeloiten-ae4 a Luxem-
bourg, it y a des Ch-Liens exitM dans notne pays, etc.
Inutite de vow dine que tow ces adherents dint Les
mjmes dno,bts et devc4As que nos adherents tuxembouA-

ANMERKUNG DER REDAKTION:

Die "forum"-Redaktion mdchte sich in aller Form bei
ter LSAP entschuldigen, daa sie die klare Stellung-
rahme der Partei zugunsten des Wahlrechts der Auslan-
ter bei Kommunalwahlen, die sie in ihrem Wahlprogramm
von 1979 festgehalten hatte, bei den in Nr. 47 abge-
druckten "Temoignages" nicht gebUhrend hervorgehoben
hat. In der nachsten Nummer will die Redaktion auf
die Haltung der einzelnen Parteien zur Plattform der
A.S.T.I. (vgl. "forum" 47, S.19) zurUckkommen, da noch
nicht alle Parteileitungen offiziell Stellung bezogen
haben. - Was die Mitgliedschaft in der LSAP anbelangt,
so danken wir fur die AusfUhrungen von R. Goebbels
und mUssen eingestehen, daa das "argumentum ex silen-
tio"sich wiedir als falsch erwiesen hat.
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